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Konform durch 
Benutzungsinformation

Die Dokumentationsnorm IEC/IEEE 82079-1 fordert Product Compliance und verbindet damit  
Produktsicherheit, Produkthaftung und Vertragsrecht. In der Praxis ist nicht immer klar, was das  

genau bedeutet – Zeit, den Zusammenhang zu beleuchten und Missverständnisse auszuräumen.

text Jens-Uwe Heuer-James und Roland Schmeling

illustration CSH / Adobe Stock

fasser nicht in der Lage gewesen wären, den 
Abschnitt ausführlicher zu formulieren. Die 
Kürze der Aussagen belegt vielmehr, dass es 
bei den rechtlichen Anforderungen für Pro-
dukte und damit auch für die Nutzungsin-
formation auf den Einzelfall ankommt. Je-
des Regelwerk würde seinen Sinn verfehlen, 
enthielte es „Kochrezepte“ für die schier un-
endliche Vielfalt von Benutzungsinformati-
onen. Mit dem Verweis auf Abschnitt 5.2.5 
der Norm ist es daher nicht getan. Vielmehr 

Die IEC/IEEE 82079-1 ist eine Norm mit 
zahlreichen Grundsätzen. Angaben macht 
die Norm etwa zur „Product Compliance“, 
und zwar im Abschnitt 5.2.5 „Produktkon-
formität durch die Nutzungsinformation“. In 
abstrakter und komprimierter Form, wie ein 
Auszug zeigt (inf. 01).

Der Abschnitt 5.2.5 bedarf daher einiger 
Erläuterungen, um die Tragweite der norm-
seitigen Aussagen treffend zu erfassen. Dies 
deutet nicht darauf hin, dass die Normver-

bedarf es der konkreten Umsetzung für das 
jeweilige Produkt, um die Blaupause zu ent-
wickeln, nach der die Technische Dokumen-
tation erstellt werden kann. Dies macht si-
cherlich Mühe, kostet Geld und Zeit. Es gibt 
jedoch keinen Ausweg, um letztlich rechts-
sicher zu agieren

Wie lauten die Aussagen?

Sehen wir uns Abschnitt 5.2.5 genauer an. 
„Das Rahmenwerk besteht im Allgemei-
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nen …“ mit der Einleitung dürfte klar sein, 
dass es individueller Prüfung bedarf, welche 
Anforderungen Produkt und Benutzungs-
information tatsächlich erfüllen müssen. 
Hierbei ist entscheidend zu verstehen, dass 
die rechtlichen Regelungen vom jeweiligen 
Vertriebsgebiet abhängen. Das so genannte 
„anwendbare Recht“ können die Vertrags-
parteien bestimmen und vereinbaren. Eine 
solche Wahl deckt jedoch nicht alle rechtli-
chen Anforderungen ab. 

Vielmehr ergibt sich das anwendbare 
Produkthaftungsrecht aus dem Vertriebsge-
biet des Produktes. In nahezu jeder Rechts-
ordnung kann eine geschädigte Person, die 
in Kontakt mit einem fehlerhaften Produkt 
gekommen ist, bestimmen, ob sie den Her-
steller nach ihrem eigenen Recht in An-
spruch nimmt oder auf das Recht am Sitz 
des Herstellers zurückgreift. 

In der Praxis wird regelmäßig das Recht 
der geschädigten Person angewandt. Prak-
tisch führt dies allerdings nicht zu wesent-
lich anderen materiellen Ansprüchen, die es 
zumindest in Hinblick auf die Benutzungs-
information zu erfüllen gilt. Die Rechts-
ordnungen der für die deutsche Wirtschaft 
wesentlichen Märkte folgen weitgehend ein-
heitlichen Rechtsprinzipien. 

Eine ganz andere Situation ergibt sich 
beim Produktsicherheitsrecht. Wenn ein Pro-
dukt die Grenze überschreitet, sind diese Re-
geln verbindlich. Irrelevant ist hingegen, wel-
ches anwendbare Recht im Kaufvertrag steht. 
Der Kaufvertrag wird dem Privatrecht zuge-
ordnet. Das Produktsicherheitsrecht ist hin-
gegen öffentliches Recht und dem Zugriff des 
Privatrechts vollständig entzogen. In der Pra-
xis bedeutet dies, dass für das jeweilige Pro-
dukt und das jeweilige Vertriebsgebiet zu klä-
ren ist, welche produktsicherheitsrechtlichen 
Vorgaben gelten. Dabei ist nicht nur das so 
genannte Inverkehrbringensrecht relevant. 
Damit gemeint sind die rechtlichen Regelun-
gen, die erfüllt sein müssen, damit das Pro-
dukt überhaupt in dem jeweiligen Vertriebs-
gebiet verkehrsfähig ist. 

Vielmehr geht es um die rechtlichen 
Regeln, die bestimmen, was der Betreiber 
und Anwender eines Produktes als recht-
liche Vorgabe einzuhalten hat. Bei indust-
riellen Produkten sind dies die Regeln des 
Arbeitsschutzes. Nach diesen muss etwa die 
Lesbarkeit von Aufschriften auf einem Ar-
beitsmittel an der jeweiligen Arbeitsstätte si-
chergestellt sein.

All dies gilt es zu recherchieren und in 
Vorgaben für die Gestaltung der Nutzungsin-
formation und Aufschriften am Produkt um-
zusetzen. Dabei kann sich die Situation er-
geben, dass sich die Sinnhaftigkeit derartiger 

>

Zitat aus der Norm
5.2.5 Produktkonformität durch die Nutzungsinformation 
Das Rahmenwerk für die Übereinstimmung mit dem Produkt besteht im Allgemeinen aus den fol­
genden juristischen Bereichen: 

a) Produktsicherheit 
b) Produkthaftung und 
c) Verträge 

Da die Nutzungsinformationen Teil des unterstützten Produkts sind, kann die Rechtskonformität der 
Nutzungsinformationen als Teil der Rechtskonformität des Produkts betrachtet werden.

DIN EN IEC/IEEE 82079-1:2021

Vorgaben durchaus hinterfragen lässt. Sieht 
eine gesetzliche Regelung wie beispielsweise 
der „National Electric Code“ für die USA die 
Gestaltung eines Warnhinweises vor, dann 
ist dies zwingend umzusetzen. Auch dann, 
wenn Inhalt und Gestaltung dieses Warn-
hinweises den Maßstäben einer guten Tech-
nischen Dokumentation nicht entsprechen.

An dieser Stelle der Hinweis: Die „uni-
versell“ einsetzbare Benutzerinformation, 
die in jedem Vertriebsgebiet auf dieser Welt 
ohne Weiteres zum Einsatz kommen kann, 
ist ein Irrtum. Eine individuelle Prüfung der 
Anforderung ist immer erforderlich, wie es 
Abschnitt 5.2.4 der IEC/IEEE 82079-1 aus-
drückt. In der Praxis bedeutet dies, dass sich 
Benutzerinformationen zwar auf grundle-
gend globalisierten Informationen aufbau-
en lassen, beispielsweise in einem Redakti-
onssystem. Die publizierten Informationen 
müssen jedoch regelmäßig und gezielt loka-
lisiert werden. Dies gilt auch für Informati-
onen, die digitalisiert bereitgestellt werden.

Was bedeutet „Rahmenwerk“? 

In Abschnitt 5.2.5 ist von einem Rahmen-
werk an rechtlichen Regeln die Rede. Wo 
finden sich derartige Regeln und wie las-
sen sie sich in einem normenkonformen 
Arbeitsablauf für die Technische Redakti-
on umsetzen? Entscheidend für die Anwen-
dung des Rahmenwerkes ist die Erkenntnis, 
dass die Anforderungen durch die in den 
jeweiligen Rechtsgrundlagen beschriebe-
nen Funktionalitäten bestimmt werden. Die 
Norm nennt als Rechtsgrundlagen: 
→ Vertragsrecht
→ Produkthaftungsrecht
→ Produktsicherheitsrecht

Vorgaben aus Vertragsrecht

Im Vertragsrecht geht es um die Anforderun-
gen der vertraglich geschuldeten Beschaffen-
heit. Dies ist relativ einfach zu handhaben, 
wenn die Beschaffenheit in einem Vertrag 
geregelt wird, zum Beispiel durch technische 

Spezifikationen. Oft fehlen aber diese Anga-
ben. Dann bestimmen Vertragszweck und 
die Üblichkeit von Vorgaben die vertragli-
che Beschaffenheit. Mit Vertragszweck ist 
gemeint, dass eine solche Beschaffenheit zu 
leisten ist, die es erlaubt, den vertraglich vo-
rausgesetzten Zweck zu erfüllen. Dies ist bei 
einem Produkt seine Bedienbarkeit. Herun-
tergebrochen auf die Benutzungsinformation 
bedeutet dies: Es sind die Informationen zur 
Verfügung zu stellen, die der Vertragspart-
ner benötigt, um mit dem Produkt dem Ver-
trag entsprechend umgehen zu können. Dies 
betrifft nicht nur den sicheren Umgang mit 

inf. 01 quelle DIN EN IEC/IEEE 82079-1:2021
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dem Produkt, sondern auch das Erreichen 
der vertraglich geschuldeten Leistung. Dazu 
gehört auch das Ermöglichen eines komfor-
tablen Bedienens des Produktes wie auch das 
Erfüllen spezifischer Voraussetzungen. Bei-
spielsweise eine Technische Dokumentation 
für eine Anlage: Die Dokumentation ermög-
licht dem Betreiber, dass er die Genehmigung 
der Anlage einholen kann.

Einen weiteren Aspekt der vertraglich ge-
schuldeten Beschaffenheit gilt es zu be-
trachten. In vielen Vertragsrechten wie 
zum Beispiel dem deutschen Recht oder 
dem UN-Kaufrecht (CISG) wird verlangt, 
dass ein Kaufgegenstand die Beschaffen-
heit aufweist, die nach den öffentlichen 
Äußerungen des Verkäufers von diesem 
Kaufgegenstand erwartet werden können. 

Zu den öffentlichen Äußerungen gehört 
auch die Benutzungsinformation. Dies be-
deutet: Zum einen begründet die Benut-
zungsinformation eine rechtliche Erwar-
tungshaltung. Sind darin Funktionen und 
Eigenschaften beschrieben und nicht aus-
drücklich als Option gekennzeichnet, so 
kann der Vertragspartner ableiten, dass 
diese Features als vertraglich geschuldete 

>
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tab. 01  Übersicht über die Rechtsquellen nach IEC/IEEE 82079-1:2019, 5.2.5; die Übersicht ist exemplarisch und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
quelle Roland Schmeling

Technikrecht/  
Produktrecht

Produktsicherheitsrecht:  
Inverkehrbringensrecht

Produktsicherheitsrecht:  
Arbeitsschutz

Produkthaftungsrecht Vertragsrecht

Rechtsgebiet Öffentliches Recht Öffentliches Recht Zivilrecht Zivilrecht

Beispiele für Rechts­
normen in Deutsch­
land und Europa

ProdSG, ElektroG, 9. ProdSV 
(Umsetzung der Maschinen­
richtlinie 2006/42/EG) 

ArbSchG, BetriebsstättenVO § 823 BGB
ProdHaftG

§ 434 BGB

Ziel Sicherheit der Produkte, die 
auf dem Markt bereitgestellt 
werden

Sicherheit am Arbeitsplatz Möglichkeit, Schadenersatz 
bei Schäden durch fehlerhafte 
Produkte zu erhalten

Möglichkeit, vertragsgerechte 
Lieferung oder Ausgleich bei 
Mängeln durchzusetzen 

Adressat,  
verpflichtete Person

Hersteller Arbeitgeber, indirekt Herstel­
ler von Arbeitsmitteln

Hersteller Verkäufer

Anspruch-Steller  
im Einzelfall

Marktaufsicht, Behörden Behörden, ges. Unfallversi­
cherer, indirekt Arbeitnehmer

Geschädigte Person Käufer

Anforderungen Grundlegende bis detaillierte 
Anforderungen an die  
Produkte einschließlich  
Dokumentation, an die  
Prozesse und die Nachweis­
dokumentation

→ Pflichten des Arbeitgebers: 
erforderliche Maßnahmen 
des Arbeitsschutzes 
ergreifen

→ insbesondere sichere 
Arbeitsmittel bereitstellen, 
Personal unterweisen

→ Produzentenhaftung: 
Konstruktionspflichten, 
Produktionspflichten, 
Instruktionspflichten, Pro­
duktbeobachtungspflichten

→ Verschuldensunabhängige 
Haftung: berechtigte 
Sicherheitserwartungen 
der geschädigten Person

→ Zugesagte Leistungen 
→ Beschaffenheit nach dem 

Vertragszweck 
→ Üblichkeit
→ Beschaffenheit nach 

öffentlichen Äußerungen

Mangelbegriff Nichterfüllung der  
Anforderungen, in der Regel 
an Sicherheit, Gesundheits­
schutz, Umweltschutz

Risiken, Nichterfüllung der 
Anforderungen an Sicherheit 
und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz

Mangel an der Sicherheit des 
Produkts

Mangel an der Beschaffenheit 
des Produkts

Typische  
Rechtsfolgen

Rückruf, Stilllegung, Geld­
strafen, teilweise auch Haft­
strafen; Prangerfunktion  
(z. B. EU: RAPEX; USA: CPSC)

Geldstrafen, Haftstrafen Schadenersatz für  
Verletzungen, Tod, Sach-  
und Vermögensschäden;  
Schmerzensgeld

Nachbesserung, Minderung, 
Rücktritt, zusätzlich  
Schadenersatz

Rolle von Normen EU: Vermutungswirkung  
(sogenannter New Approach, 
siehe Blue Guide)
Andere Märkte: Teilweise  
verbindlich (z. B. China) oder 
faktisch unabdingbar  
(z. B. UL-Normen in den USA)

Nationale Vorgaben können 
über EU-Regeln hinausgehen 
und wiederum auf Normen 
verweisen. In Deutschland  
z. B. DGUV-Vorschriften und 
-Regeln, TRBS

Als Stand der Technik  
formulieren Normen ein  
Mindestmaß

Einhaltung als Regeln der 
Technik oder Stand der  
Technik großenteils  
voraussetzbar Möglichkeit  
der Nutzung als Vertrags­
grundlage

Wichtige Aufgaben  
des Herstellers

→ Normen- und Anforde­
rungsmanagement, 
um sicherzustellen, dass 
die Anforderungen an die 
Produkte und die Prozesse 
erfüllt sind

→ Interne Dokumentation

Befassen mit den arbeits­
schutzrechtlichen Vorgaben 
der Märkte und Branchen,  
in denen der Einsatz der  
Produkte des Herstellers vor­
hersehbar ist 

→ Zielgruppenanalyse und 
Risikobeurteilung

→ Berücksichtigung der 
bestimmungsgemäßen als 
auch der vorhersehbaren 
Verwendung

→ Prozess zur 
Produktbeobachtung

→ Vertrags- und Anforde­
rungsmanagement

→ Prozess zur Vertrags­
prüfung gegen die 
Anforderungen des 
Produktsicherheitsrechts

Eine erste Orientierung über rechtliche Quellen
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Beschaffenheit von dem Kaufgegenstand 
erwartet werden können. 
Auch an die Benutzungsinformationen 
selbst lassen sich über den Weg der öffent-
lichen Äußerungen Anforderungen for-
mulieren. Wird etwa ein Werkzeug für den 
Heimwerker in der Werbung als besonders 
bedienungsfreundlich präsentiert, dann 
muss die Benutzungsinformation einfach 
zu verstehen sein.

Der Teil des Rahmenwerkes, der als Ver-
tragsrecht zu bezeichnen ist, fordert daher 
eine genaue Analyse der Verträge, die mit 
Kunden abgeschlossen werden. Um dies 
handhabbar zu machen, folgt daraus, dass 
bei Massengeschäften eine Standardisie-
rung nötig ist. Bei Großprojekten, etwa im 
Anlagenbau, wird dies kaum möglich sein. 
Schließlich herrscht dort ein hoher Grad 
an individuellen Informationen. Das spie-
gelt sich auch im Vertrag wider, der entspre-
chend individuell abgefasst ist.

Vorgaben aus Produkthaftungsrecht

Bei der Produkthaftung liegt der Fokus auf 
der Sicherheit. Die Benutzungsinformation 
ist hier auf die Gefahrenprävention ausge-
richtet. Sowohl durch sinnvolle Benutzungs-
hinweise wie auch durch die gesteigerte 
Form einer Sicherheitsinformationen oder 
eines Warnhinweises soll eine Person davor 
bewahrt werden, durch die Produktnutzung 
in eine gefährliche, schadensträchtige Situ-
ation zu kommen. Aus diesem Grundprin-
zip folgt, dass das Rahmenwerk bei der Pro-
dukthaftung nicht ohne eine Risikoanalyse 
des Produktes denkbar ist. Nur wenn die Ri-

siken, die bei der Produktnutzung entstehen 
können, während der Entwicklung eindeu-
tig identifiziert (und nach Möglichkeit ab-
gestellt) werden, lässt sich rechtssicher eine 
Benutzungsinformation unter dem Aspekt 
des Produkthaftungsrechts verfassen. Die 
Kontrollfrage lautet immer: Wäre der Scha-
den auch entstanden, wenn die Nutzerin 
oder der Nutzer die Benutzungsinformati-
on befolgt hätte? Lässt sich die Frage beja-
hen, etwa weil die Benutzungsinformation 
keine Hinweise enthält, die zur Gefahren-
prävention beigetragen hätten, dann liegt 
ein Haftungsfall vor. 

In diesem Zusammenhang ist auch die 
Zielgruppe von erheblicher Bedeutung, da 
die Produkthaftung eine zielgruppenge-
rechte Benutzungsinformation erfordert. Es 
zeigt sich, wie eng die Zielgruppenanalyse 
als Anforderung der Norm und die rechtli-
chen Vorgaben verbunden sind.

Wichtig ist der Maßstab in Bezug auf 
die Sorgfaltsanforderungen an den Herstel-
ler. Es gilt hier der Stand von Wissenschaft 
und Technik. Damit liegt die Messlatte sehr 
hoch: Nicht nur die Verfahren und Erkennt-
nisse, die bereits praktisch erprobt sind, 
müssen in die Produktgestaltung mitein-
fließen, sondern auch die Verfahren und Er-
kenntnisse, die auf wissenschaftlicher Ebe-
ne publiziert werden. Damit ist klar, dass es 
nicht allein auf die Anforderungen aus tech-
nischen Normen ankommen kann. Es sind 
zumindest Vorentwürfe von Normen zu be-
rücksichtigen. Vor allem auch Erkenntnisse, 
die noch keinen Eingang in ein Normungs-
verfahren gefunden haben.

Konkret führt dieses Erfordernis dazu, dass 
ein Unternehmen Wissen sammeln und ver-
walten muss. Mit Hilfe von Wissensmanage-
ment kann es den Stand von Wissenschaft 
und Technik einhalten. Für Benutzungsin-
formation spielt dies eine Rolle für deren 
Inhalt und Darstellung, weniger für die Art 
und Weise der medialen Ausbreitung.

Vorgaben aus Produktsicherheitsrecht

Beim Produktsicherheitsrecht spielt die Ge-
fahrprävention ebenfalls eine maßgebliche 
Rolle. Insofern unterscheiden sich die Maß-
stäbe von Produktsicherheitsrecht und Pro-
dukthaftungsrecht nicht. Was in der Praxis 
des Produktsicherheitsrechts hinzukommt, 
sind die teils formalen Anforderungen, an 
denen vertragliche Absprachen nichts än-
dern können. So lässt sich etwa die gesetz-
liche Anforderung nach Übersetzung der 
Nutzungsinformationen in die Sprache ei-
nes Ziellandes vertraglich nicht außer Kraft 
setzen. Dies spielt ebenfalls eine Rolle bei 
der digitalen Benutzungsinformation. Im 
Produktsicherheitsrecht werden – teilweise 
auch künstlich anmutend – formale Anfor-
derungen in Richtung Papierform formu-
liert, die ohne Einschränkungen einzuhal-
ten sind. Dabei können sich die einzelnen 
Vertriebsgebiete erheblich unterscheiden. 

Das Produktsicherheitsrecht – sowohl 
beim Inverkehrbringen als auch beim Ar-
beitsschutz – zeichnet sich im Vergleich zu 
den zivilrechtlichen Gesetzen durch um-
fangreiche sektor- oder produktspezifische 
Regelungen aus. Trotz oder auch wegen 
des Detaillierungsgrades bleiben Unsicher- >
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heiten, wie genau die Regelungen umzu-
setzen sind. So besteht nach wie vor keine 
abschließende Klarheit, ob das „Beifügen“ 
einer Anleitung im Sinne des New Legisla-
tive Framework die Schriftform impliziert. 
Unternehmen haben die Aufgabe, sich im 
Rahmen ihres Product-Compliance-Ma-
nagements um eine korrekte Umsetzung der 
Anforderungen zu kümmern.  

Die vorangegangenen Abschnitte ma-
chen deutlich, dass das Management des 
rechtlichen Rahmenwerks eine Herausfor-
derung für die Unternehmen ist. Kein Wun-
der, wenn es in der Praxis zu Missverständ-
nissen kommt. Vier davon werden in den 
nächsten Absätzen geklärt.

Die Haftung ausschließen

Hartnäckig hält sich das Gerücht, rechtliche 
Anforderungen könnten einfach durch „ein 
paar Zeilen Haftungsausschluss“ erledigt 
werden. Ein Ansatz, der in das Reich der Sa-
gen und Mythen gehört. Der Haftungsaus-
schluss stellt gerade kein „Allheilmittel“ für 
die rechtlichen Anforderungen dar. 

Bereits im Vertragsrecht ist es nicht 
ganz einfach, einen wirksamen Haftungs-
ausschluss zu erreichen. Dies funktioniert 
nur bei individuell ausgehandelten Verträ-
gen. Soweit es das Massengeschäft anbetrifft 
und damit den Einsatz von allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen, schränkt die Recht-
sprechung die Wirksamkeit von Haftungs-
klauseln weitgehend ein. Mit allgemeinen 
Geschäftsbedingungen lässt sich eine Haf-
tungsklausel nicht wirksam vereinbaren. 
Darüber hinaus versagt das „Allheilmit-
tel“ beim Produkthaftungsrecht und beim 
Produktsicherheitsrecht. Beim Produkthaf-
tungsrecht erfolgt dies schlicht aus der Tat-
sache, dass der Hersteller eine geschädigte 
Person nicht kennt und somit ein Vertrags-
abschluss über einen Haftungsausschluss 
rechtlich nicht erreichbar ist. Zudem schlie-
ßen viele Produkthaftungsgesetze ausdrück-
lich eine Haftungsbegrenzung aus.

Ebenso ist es nach dem Produktsicher-
heitsrecht nicht möglich, über den Haf-
tungsausschluss eine Herabsetzung der An-
forderungen zu erreichen. Dies ergibt sich 
aus dem Umstand, dass es sich beim Pro-
duktsicherheitsrecht um öffentliches Recht 
handelt. Privatrechtliche Regelungen wie 
beim Haftungsausschluss haben keine Be-
deutung.

Bleibt festzuhalten: Die Hersteller kön-
nen und sollten nicht auf Haftungsaus-
schlussklauseln setzen. Stattdessen sollten 
sie so aufgestellt sein, dass sie die rechtli-
chen Anforderungen an Produkt- und Be-
nutzungsinformation einhalten.

Vorhersehbares unterschätzen

Kommen wir zum nächsten Missverständ-
nis. Die Einschätzung, dass zur Umsetzung 
der Produktsicherheit die Betrachtung der 
bestimmungsgemäßen Verwendung genü-
ge, ist ein gefährlicher Irrtum. Vielmehr 
versteht der Gesetzgeber unter einem si-
cheren Produkt, dass nicht nur bei bestim-
mungsgemäßer Verwendung, sondern 
auch unter vorhersehbarer Verwendung 
oder des „Gebrauchs, mit dem billiger-
weise gerechnet werden kann“ Sicherheit 
und Gesundheit von Personen nicht ge-
fährdet werden. Insbesondere kann ein 
Produkt, das der Hersteller zum profes-
sionellen Gebrauch bestimmt hat, durch 
naheliegende Verwendungsweisen als ein 
Verbraucherprodukt bewertet werden – 
mit zusätzlichen Anforderungen an die 
Benutzungsinformation. Um die vorher-
sehbare Verwendung richtig einschätzen 
zu können, kommt es auf Zielgruppe und 
Produktbeobachtungen an.

Die Verwendung des Produkts kann der 
Hersteller jedoch prinzipiell mit den Nut-
zungsinformationen einschränken. Dazu 
muss er dem Nutzer die bestimmungsge-
mäße Verwendung und die Risiken deutlich 
machen, die über die hinausgehende Ver-
wendung entstehen.

Dass eine Person die bereitgestellten Nut-
zungsinformationen berücksichtigt und die 
darin dargestellten Einschränkungen zur si-
cheren und bestimmungsgemäßen Verwen-
dung wahrnimmt, darf allerdings nur vor-
ausgesetzt werden, wenn die Informationen 
zum Produkt anforderungsgerecht sind. Die 
Anforderungen an Nutzungsinformationen 
wiederum ergeben sich – das dürfte nun nie-
manden mehr verwundern – ebenfalls aus 
der IEC/IEEE 82079-1. 

Wenn die Menge zählt

Das dritte Missverständnis betrifft die 
Schlussfolgerung, der rechtliche Rahmen 
führe dazu, umfangreiche Nutzungsinfor-
mationen zu erstellen. Häufig ist damit ge-
meint, dass eine Masse an Warnhinweisen 
schon ausreicht, um die rechtlichen Anfor-
derungen zu erfüllen. Das Gegenteil ist der 
Fall. Aus der US-amerikanischen Produkt-
haftung stammt die „Überwarnung“. Ge-
meint ist, dass bei einer überwältigenden 
Menge an Warn- und Sicherheitshinweisen 
die Wirksamkeit der einzelnen Hinweise so 
herabgesetzt ist, dass diese als nicht gegeben 
anzusehen sind. Das gut gemeinte Erstellen 
vieler Warn- und Sicherheitshinweise führt 
also von der augenscheinlichen Rechtssi-
cherheit genau zum Gegenteil – nämlich da-

zu, dass die Anforderung gerade nicht mehr 
als erfüllt angesehen werden. [1, 2]

Es lässt sich festhalten: Das rechtliche 
Rahmenwerk kann nur mit qualitativ hoch-
wertigen Informationen erreicht werden, 
die die Bedürfnisse der Zielgruppe erfüllen. 

Kosten im Blick behalten

Das vierte Missverständnis: Kleinere Un-
ternehmen sind finanziell im Nachteil und 
können das Rahmenwerk nicht einhalten. 
Es liegt auf der Hand, dass das rechtliche 
Rahmenwerk zu unternehmensinternem 
Aufwand und damit zu weiteren Kosten 
führt. Allerdings können kleinere und mit-
telständische Unternehmen nicht argumen-
tieren, dass sie die Mittel nicht aufbringen 
und daher die Anforderungen nicht einhal-
ten können. Schon aus rechtlicher Sicht hat 
die Argumentation keinen Bestand. Schließ-
lich lässt sich leicht entgegnen, dass die Kos-
ten für die Einhaltung rechtlicher Vorgaben 
in die Preiskalkulation einzufließen haben. 
Letztlich haben diese Kosten Kundin und 
Kunde zu bezahlen.

Spätestens an dieser Stelle wird deutlich, 
dass ein Unternehmen die Herausforderung 
annehmen muss, das Rahmenwerk unbe-
dingt einzuhalten. Erreichen lässt sich dies 
mit einer sorgfältigen Planung entsprechend 
etablierter Prozesse im Unternehmen. Die 
IEC/IEEE 82079-1 bietet dafür gute An-
haltspunkte. Darüber hinaus spielen folgen-
de Stichwörter eine Rolle:
→ Normen- und

Anforderungsmanagement
→ Produktbeobachtung
→ Wissensmanagement
→ Zielgruppen- und

Nutzungskontextanalyse
→ Risikoanalyse, Risikobeurteilung
Zu diesen jeweiligen Stichpunkten gilt es,
die Prozesse unternehmensintern aufzuset-
zen und miteinander zu verbinden.

Die Redaktion als Vordenker

Abschnitt 5.2.5 formuliert mit wenigen 
Wörtern eine ganze Bandbreite individu-
eller Herausforderungen für die Hersteller. 
Die Technische Redaktion ist kaum in der 
Lage, selbst all diese Anforderungen zu or-
ganisieren und abzudecken. Sie kann aller-
dings die treibende Kraft sein, damit sich ein 
Unternehmen mit der rechtlichen Situation 
auseinandersetzt und sich zu einer rechtssi-
cheren Organisation entwickelt. 
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